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V 'ertreter aller bundesdeutschen 
Parteien lieferten sich über Wo­

chen eine schon irreal anmutende 
Debatte über die Streichung von So­
zialleistungen für Übersiedler aus 
der DDR. Ihren Höhepunkt er­
reichte diese Diskussion mit den An­
fang Februar bekanntgewordenen 
Vorstellungen einer Koalitionsar­
beitsgruppe. Sie schlug vor, das bis­
herige Fremdrentenrecht zugun­
sten eines „Kaufkraftmodells“ au­
ßer Kraft zu setzen mit dem Ziel, die 
Renten von übersiedelnden DDR- 
Rentnern auf ein Niveau gerade 
über dem Sozialhilfesatz abzusen­
ken. Diese Vorstellung, mit politisch 
wie rechtlich unhaltbaren Mitteln 
eine keineswegs reale „Rentnerla­
wine“ bremsen zu wollen, läßt Zwei­
fel aufkommen, ob die Sozialpolitik 
dem Tempo der politischen Entwick­
lung und der Verantwortung, die auf 
sie zukommt, gewachsen ist.

Diese Zweifel verstärken sich 
noch angesichts der neuen Lage, 
die die währungspolitische Initiative 
der Bundesregierung inzwischen 
geschaffen hat. Die Stellungnah­
men von Bundesarbeitsminister 
Blüm und anderen Politikern im Ge­
folge dieses Vorschlags lassen er­
kennen, daß die bisherige Fixierung 
auf die Zweistaatlichkeit und die dar­
aus resultierende „Überlastungs­
angst“ im sozialpolitischen Denken 
noch längst nicht überwunden sind. 
So wird für den Fall der raschen Ein­
gliederung der DDR in das Wäh­
rungsgebiet der Bundesrepublik für 
eine gewisse Übergangszeit zwar 
die Notwendigkeit einer „Anschubfi­
nanzierung“ , etwa zum Aufbau ei­
ner (eigenständigen?) Arbeitslosen­
versicherung, durchaus einge­
räumt, Steuererhöhungen weisen 
die maßgeblichen Politiker dagegen 
nach wie vor weit von sich.

Ist die der DDR angebotene Wäh­
rungsunion aus sozialpolitischer 
Sicht jedoch wirklich ein geradezu 
unproblematisches Projekt, das die 
von ihm verursachten sozialen An­
passungslasten weitgehend selbst 
finanziert? Wohl kaum; Sinn macht
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die Währungsunion als politischer 
Schritt, der auf nationaler und vor al­
lem internationaler Ebene Fakten 
auf dem Weg zu einer Lösung der 
„deutschen Frage“ schaffen will. 
Ökonomisch gesehen wird die Ein­
führung der D-Mark in der DDR da­
gegen die heute in der DDR vorhan­
denen realen Probleme lediglich 
schlagartig offen zu Tage treten las­
sen. Daß die angebotene Wäh­
rungsunion unter diesen Umstän­
den explizit mit dem Ziel verbunden 
wird, das „Ausbluten“ der DDR zu 
stoppen, läßt befürchten, daß die 
Politik immer noch nicht gewillt ist, 
die Motive potentieller Übersiedler 
zur Kenntnis zu nehmen. Für sie 
werden kaum allein die mittelfristi­
gen Perspektiven einer Währungs­
union, sondern vor allem deren un­
mittelbare Folgen zählen; Ein rasan­
ter Anstieg der Preise aller handel­
baren Güter des täglichen Bedarfs 
auf westdeutsches Niveau, mas­
sive Realeinkommensverluste und 
Massenarbeitslosigkeit.

Diese Perspektive ist es, die 
DDR-Bürger zu Recht ängstigt und 
überdies zusätzliche Anreize zur 
Abwanderung schafft. Die wäh­
rungspolitische Initiative der Bun­
desregierung hätte angesichts die­
ser Lage von vornherein mit der un­
mißverständlichen Aussage ver­
knüpft werden ^müssen, daß eine 
Währungsunion auch die Geburts­

stunde einer gesamtdeutschen So­
zialpolitik sein werde. Doch bis 
heute gibt es leider nur wenig Anzei­
chen, daß eine Sozialunion gedank­
lich und organisatorisch ebenso 
zielstrebig und mutig vorbereitet 
wird, wie dies bei der Währungs­
union offenbar der Fall ist. Überfällig 
sind eindeutige politische Signale 
an die DDR-Bürger; öffentliche Ga­
rantien für die Rentner, daß die Wäh­
rungsunion ihren ohnehin geringen 
Lebensstandard zumindest nicht 
beeinträchtigen werde. Ebenso muß 
den Arbeitnehmern glaubwürdig zu­
gesagt werden, ihre Realeinkom­
men durch Finanzierung einer an­
gemessenen Arbeitslosenunterstüt­
zung. durch arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen und eventuell durch 
zeitlich befristete Finanzhilfen für 
sanierungsfähig erscheinende Be­
triebe oder durch andere geeignete 
Instrumente wirksam zu stützen.

Die vom Bundesarbeitsminister in­
zwischen genannten Zahlen -  
DDR-Durchschnittsrenten von rund 
840 DM und ein Arbeitslosengeld 
von ca. 750 DM nach derWährungs- 
union -  entsprechen angesichts 
des prognostizierbaren Preisni­
veausprungs diesen Anforderungen 
kaum, sondern stellen eine Ab­
sicherung in Nähe des Sozialhilfe­
niveaus dar. Ja, schlimmer noch; 
die Zahlen sind nicht einmal in sich 
stimmig. Arbeitslose in der DDR fi­
nanziell schlechter zu stellen als So­
zialrentner, hieße, die ohnehin nicht 
geringe Mobilität der Arbeitnehmer 
dort weiter zu beflügeln. Die Sozial­
politik darf sich daher dem Einge­
ständnis nicht länger entziehen, 
daß die forcierte deutsche Einheit 
einen hohen ökonomischen Preis 
hat. Die Alternative, eine Währungs­
union ohne umfassende und funk­
tionsfähige Sozialunion -  die mehr 
sein muß als das vage Versprechen 
eines ohnehin unabdingbaren Exi­
stenzminimums - ,  liefe auf den Ver­
such hinaus, die staatliche Einheit 
mit langandauerndem politischen 
und sozialen Unfrieden im Innern zu 
bezahlen.
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